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Der Bundesminister des Innern 

VII B 1 b - 730 010 


Bonn, den 1. August 1966 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Notstandsgesetze 

Bezug: Kleine Anfrage der Fraktion der SPD 
- Drucksache V/851 - 


Die Kleine Anfrage der Fraktion der SPD beantworte ich wie 
folgt: 


1. Ist die Darstellung in der "Wochenzeitschrift „stein" vorn 31. Juli 
1966 „Ein Spion stahl Bonn die Geheimgesetze" richtig? 

1. Wie der Verfasser des Artikels selbst erwähnt, sind die von 
ihm zitierten Angaben bereits in einer sog. „Dokumenta- 
tion" sowie in sonstigen Verlautbarungen in der SBZ vor- 
veröffentlicht worden. Die „Dokumentation", die vornehm- 
lich zugrunde liegt, wurde am 2. Mai 1966 auf einer Presse- 
konferenz im Ostsektor Berlins der Öffentlichkeit übergeben. 
Das geschah eine Woche vor dem 7. Ordentlichen Bundes- 
kongreß des Deutschen Gewerkschaftsbundes. Dieser Zeit- 
punkt war sicherlich kein Zufall. 

Die Tatsache, daß „Schubladenentwürfe" für den Verteidi- 
gungsfall von der Bundesregierung vorbereitet worden sind, 
ist seit langem bekannt. Ich selbst habe darauf wiederholt 
hingewiesen, und zwar auch schon vor dem 2. Mai 1966. 

Was jedoch den behaupteten Inhalt dieser Entwürfe anbe- 
trifft, so handelt es sich auch hier um die bei solchen „Ent- 
hüllungen" übliche Mischung von Tatsachen, Unwahrheiten 
und Entstellungen. Der Hauptteil der Darstellung scheint 
auf dem „Material" des Spions Knipp zu beruhen, der vor 
über 6 Jahren in meinem Hause verhaftet und später zu 
10 Jahren Zuchthaus verurteilt wurde. Die ganze Fragwür- 
digkeit der Ostberliner Behauptungen zeigt sich z. B. daran, 
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daß die Bundesregierung hinsichtlich so gravierender Kom- 
plexe wie der Heranziehung zu Dienstleistungen und der 
Ordnung des Pressewesens im Verteidigungsfall in allen 
politischen Gesprächen eine völlig andere Konzeption ver- 
tritt, als sie in der „Dokumentation" dargestellt wird. 

2. Die Veröffentlichungen aus Ost-Berlin müssen als weiterer 
Akt in dem ständigen Angriff eines totalitären Regimes 
gegen unseren Staat und seine freiheitliche demokratische 
Grundordnung bewertet werden. Ihr Zweck liegt darin, die 
Notstandsgesetzgebung im freien Teil Deutschlands zu 
stören, obwohl gerade die sowjetzonale Regierung bereits 
seit Jahren über diktatorische Notstandsvollmachten - ohne 
jegliche rechtsstaatliche Sicherungen - verfügt. Dieser 
Kampf der Machthaber in Ost-Berlin gegen unsere Demo- 
kratie scheint gegenwärtig einem neuen Höhepunkt ent- 
gegenzugehen, wie auch die Häufung von Zwischenfällen an 
der Demarkationslinie und der Sektorengrenze zeigt. 

Die Methoden, derer sich der sowjetzonale Unrechtsstaat 
bedient, zwingen uns zu einem intensiven und ununter- 
brochenen Abwehrkampf gegen Spionage, Infiltration und 
Subversion. Die Bundesregierung widmet sich dieser Auf- 
gabe mit besonderer Sorgfalt. 

3. Uber den Inhalt der tatsächlich existierenden „Schubladen- 
entwürfe" sind bereits im Oktober 1964 der Rechtsausschuß 
des Deutschen Bundestages sowie im März 1966 die soge- 
nannte Zwölfer-Kommission, bestehend aus Bundestags- 
abgeordneten aller Fraktionen und Vertretern des Bundes- 
rates, unterrichtet worden. Die Entwürfe stehen der Zwölfer- 
Kommission auch zur jederzeitigen Einsicht zur Verfügung. 


2. Ist die Bundesregierung bereit, den Wortlaut der von ihr ent- 
worfenen sogenannten Schubladengesetze dem Bundestag späte- 
stens mit Vorlage eines Gesetzentwurfs zur Ergänzung des 
Grundgesetzes vorzulegen? 

Die Bundesregierung wird im weiteren Gespräch mit der Zwöl- 
fer-Kommission festlegen, welche Gesetzentwürfe den parla- 
mentarischen Körperschaften bereits mit dem Entwurf der Not- 
standsverfassung vorgelegt werden sollen. 

Die verbleibenden „Schubladenentwürfe" wird die Bundes- 
regierung, sobald die Notstandsverfassung verabschiedet ist, 
dem Gemeinsamen Ausschuß zuleiten. In Beratungen mit ihm 
wird sie entscheiden, welche Entwürfe im regulären Gesetz- 
gebungsverfahren eingebracht werden und welche durch den 
Gemeinsamen Ausschuß selbst im Rahmen der ihm durch die 
Notstandsverfassung eingeräumten Zuständigkeiten behandelt 
werden sollen. 
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